
Eidgenössisches Departement für Verteidigung,                
Bevölkerungsschutz und Sport VBS

 
 

MILITÄRISCHE PLANGENEHMIGUNG
IM VEREINFACHTEN PLANGENEHMIGUNGSVERFAHREN

NACH ARTIKEL 22 MPV
(Militärische Plangenehmigungsverordnung; SR 510.51)

VOM 2. APRIL 2026

Das Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)
als Genehmigungsbehörde

in Sachen Gesuch vom 24. Februar 2026

von armasuisse Immobilien, Projekt Mitholz, Guisanplatz 1, 3003 Bern

betreffend

GEMEINDE KANDERGRUND, EHEMALIGES MUNITIONSLAGER MITHOLZ;
ZUSÄTZLICHER STEINSCHLAGSCHUTZDAMM TRAFO (PROJEKTANPASSUNG)

I

stellt fest:

1. Mit Plangenehmigung vom 29. September 2022 hat die Genehmigungsbehörde die Sicher­
heits- und Vorbereitungsmassnahmen zur Räumung des ehemaligen Munitionslagers Mit­
holz unter Auflagen bewilligt.

2. Mit Plangenehmigung vom 19. Mai 2025 hat die Genehmigungsbehörde Projektanpassun­
gen und -optimierungen zu den Sicherheits- und Vorbereitungsmassnahmen bewilligt.

3. Am 24. Februar 2026 reichte armasuisse Immobilien der Genehmigungsbehörde das Ge­
such für einen zusätzlichen Steinschlagschutzdamm zum Schutz einer Trafostation zur Be­
urteilung ein. Die Genehmigungsbehörde führte dazu ein vereinfachtes militärisches Plan­
genehmigungsverfahren durch.

4. Die Genehmigungsbehörde führte das Anhörungsverfahren bei den betroffenen kantonalen 
Behörden sowie bei den interessierten Bundesbehörden durch.

5. Die Fachstelle Wald des Kantons Bern äusserte sich am 4. März 2026 zum Vorhaben, die 
Fachstelle Naturgefahren am 6. März 2026.

6. Die Stellungnahme des Bundesamts für Umwelt (BAFU) ging am 26. März 2026 ein.
7. Die Gesuchstellerin nahm am 2. April 2026 zu den eingegangenen Anträgen und Bemer­

kungen Stellung.
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8. Auf die Vorbringen und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke wird – soweit 
entscheidwesentlich – in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen.

II

zieht in Erwägung:

A. Formelle Prüfung

1. Sachliche Zuständigkeit
Das Vorhaben betrifft eine Projektanpassung der bereits bewilligten Steinschlagschutzmass­
nahmen zum Schutz eines neu zu erstellenden Trafos, welcher im Zusammenhang mit der Räu­
mung des ehemaligen militärischen Munitionslagers Mitholz erstellt wird. Das Vorhaben ist 
deshalb militärisch begründet, weshalb die militärische Plangenehmigungsverordnung anwend­
bar und das Generalsekretariat VBS für die Festlegung und Durchführung des militärischen 
Plangenehmigungsverfahrens zuständig ist (Art. 1 Abs. 1, Abs. 2 Bst. b, Art. 2 MPV).

2. Anwendbares Verfahren
Detailpläne, die sich auf ein bereits genehmigtes Projekt stützen, werden nach Art. 128 Abs. 2 
des Militärgesetzes (MG; SR 510.10) im vereinfachten Verfahren genehmigt.

B. Materielle Prüfung

1. Projektbeschrieb
Die Projektanpassung beinhaltet einen zusätzlichen Steinschlagschutzdamm zum Schutz der 
Trafostation. Der projektierte Steinschlagschutzdamm befindet sich fast komplett im Waldareal 
und weist eine Länge von 35 m und eine Höhe von 3,5 m auf. Die Baute dient dem Schutz der 
Trafostation vor Steinschlag bis zu einem 300-jährlichen Ereignis. Nach Abschluss des Räum­
projekts wird dieser Steinschlagschutzdamm zurückgebaut und die Fläche rekultiviert.

2. Stellungnahme des Kantons Bern
Die Fachstelle Naturgefahren des Kantons Bern stimmte dem Vorhaben mit Stellungnahme 
vom 6. März 2026 antragslos zu. Die Fachstelle Wald formulierte in ihrer Stellungnahme vom 
4. März 2026 folgende Anträge:
(1) Zu fällende Bäume seien durch den zuständigen Revierförster anzuzeichnen.
(2) Die Holzereiarbeiten im Wald dürften nicht während der Fortpflanzungszeit der wildleben­

den Säugetiere und Vögel (1. April – 15. Juli) ausgeführt werden.
(3) Die Holzerei und Umsetzung der baulichen Massnahmen hätten unter grösstmöglicher 

Schonung des angrenzenden Waldbestandes und –bodens zu erfolgen. Der verbleibende 
Bestand sei gegen Schäden zu schützen. Die Abholzungen hätten sich auf das Notwen­
digste zu beschränken.

(4) Im Waldareal ausserhalb des Bauperimeters dürfe keine Zwischenlagerung oder Deponie 
von Aushubmaterial, Bauschutt und anderweitigem Material erfolgen.

(5) Die temporär beanspruchte Waldfläche sei nach Abschluss der baulichen Massnahmen un­
ter Weisung und Anleitung des zuständigen Revierförsters mit standortgerechten Baum- 
und Straucharten aufzuforsten.

(6) Spätestens mit Abschluss des Gesamtprojekts sei der Steinschlagschutzdamm zurückzu­
bauen und das Terrain anzugleichen.

(7) Unkontaminierter Waldboden sei, soweit möglich, möglichst vollständig abzutragen, se­
parat zwischenzulagern und, soweit möglich, für Rekultivierungen von Aufforstungsflä­
chen zu verwenden.
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(8) Nach Bauabschluss und vor der Rekultivierung der Waldfläche sei zu prüfen, ob Waldbo­
den von extern zugeführt werden müsse. Dies sei zusammen mit der Abteilung Walderhal­
tung Region Alpen abzuklären.

(9) Innerhalb der beanspruchten Waldfläche und in unmittelbarer Umgebung müssten invasive 
Neophyten während des gesamten Vorhabens nach Weisungen der Abteilung Walderhal­
tung auf Kosten der Gesuchstellerin bekämpft werden. Die Gesuchstellerin habe die Flä­
chen regelmässig (mind. zweimal jährlich) zu kontrollieren.

(10)Die Abteilung Walderhaltung Region Alpen sei zur Bauabnahme einzuladen.
(11)Vollzug und Kontrolle der waldrechtlichen Tatbestände könnten dem AWN (Wirtschafts-

, Energie und Umweltdirektion des Kantons Bern; Amt für Wald und Naturgefahren) über­
tragen werden. Der Übertrag könne als Teil der Vereinbarung zum umweltrechtlichen Voll­
zug auf Bundesbaustellen (Koordination durch Amt für Umweltkoordination und Energie, 
AUE) oder als eigenständige Vereinbarung zum waldrechtlichen Vollzug auf Bundesbau­
stellen direkt mit dem AWN erfolgen.

3. Stellungnahme des BAFU
Das BAFU hielt in seiner Stellungnahme vom 26. März 2026 fest, dass die kantonalen Anträge 
(3) und (4) in seinen Auflagen sinngemäss integriert/enthalten seien und nicht separat aufge­
führt werden müssten. Zudem stellte das BAFU folgende Anträge:
(12)Die kantonalen Anträge (1) – (2) und (5) – (10) seien in die Plangenehmigung aufzuneh­

men.
(13)Die Arbeiten im Zusammenhang mit den forstlichen Bauten und Anlagen sowie der Un­

terschreitung des Waldabstands hätten unter grösstmöglicher Schonung des angrenzenden 
Waldareals (Baumbestand und Boden) zu erfolgen. Es sei insbesondere untersagt, darin 
Baubaracken zu errichten sowie Aushub, Fahrzeuge und Materialien aller Art zu deponie­
ren, auch für eine Zwischenlagerung. Der verbleibende Bestand sei gegen Schäden zu 
schützen.

(14)Für die Umsetzung der forstlichen Bauten und Anlagen sowie der Unterschreitung des 
Waldabstandes sei der kantonale Forstdienst einzubeziehen. Eingriffe in die Bestockung 
bzw. das Entfernen von Bäumen dürften nur aufgrund einer forstamtlichen Anzeichnung 
und unter Anleitung des Forstdienstes erfolgen. Die Abholzungen hätten sich auf das Not­
wendigste zu beschränken. Sämtliche Massnahmen hätten unter Aufsicht und Anleitung 
des Forstdienstes zu erfolgen.

4. Stellungnahme der Gesuchstellerin
Die Stellungnahmen wurden der Gesuchstellerin unterbreitet. Diese erklärte sich in ihrer Stel­
lungnahme vom 2. April 2026 mit den eingegangenen Anträgen und Bemerkungen einverstan­
den und sicherte zu, diese in der weiteren Planung sowie in der Ausführung zu berücksichtigen.

5. Beurteilung der Genehmigungsbehörde
Wald
Steinschlagschutzdamm (forstliche Bauten)

Das Waldgesetz sieht nebst dem Waldschutz vor, Menschen und erhebliche Sachwerte vor Rut­
schungen, Erosion und Steinschlag zu schützen (Art. 1 Abs. 2 und Art. 19 WaG; SR 921.0). 
Die Sicherung von Gefahrengebieten umfasst unter anderem Steinschlag- und Felssturzverbau­
ungen sowie Auffangwerke (Art. 17 Abs. 1 Bst. e der Waldverordnung, WaV; SR 921.01).
Bei den Steinschlagschutznetzen handelt es sich um forstliche Schutzbauten nach Art. 19 WaG 
und Art. 17 Abs. 1 Bst. e WaV. Für forstliche Bauten wird der Waldboden nicht zweckentfrem­
det, weshalb dafür keine Rodungsbewilligung erforderlich ist.
Der Kanton und das BAFU haben eine positive Stellungnahme zum zusätzlichen Steinschlag­
schutzdamm abgegeben und stimmen aus Sicht der Walderhaltung der Erteilung der Bewilli­
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gung für forstliche Bauten und Anlagen unter Auflagen zu. Der Kanton verlangt, den zusätzli­
chen Steinschlagschutzdamm spätestens mit Abschluss des Gesamtprojekts zurückzubauen (6) 
und die temporär beanspruchte Fläche nach Abschluss der baulichen Massnahmen unter Wei­
sung und Anleitung des zuständigen Revierförsters mit standortgerechten Baum- und Strauch­
arten zu bepflanzen (5). Weiter stellt er Anträge zur Lagerung von Material (4), zum Umgang 
mit dem Boden (8) und zur Bekämpfung von Neophyten (9). Das BAFU verlangt die Schonung 
des angrenzenden Waldareals (13) und den Einbezug des kantonalen Forstdienstes (14). Da 
sämtliche Anträge sachgerecht sind und sich die Gesuchstellerin damit einverstanden erklärte, 
werden sie gutgeheissen und als Auflagen übernommen. Damit ist Antrag (12) des BAFU er­
füllt und wird als gegenstandslos abgeschrieben.
Die Holzereiarbeiten mussten aufgrund der Brut- und Setzzeiten der Wildtiere (1. April – 
30. Juli) noch im März 2026 ausgeführt werden, damit der zusätzliche Steinschlagschutzdamm 
im Sommer 2026 erstellt werden kann. Die Gemeinde, der Kanton und das BAFU wurden vor­
orientiert und hatten keine Einwände dagegen. Der Antrag zur Anzeichnung der zu fällenden 
Bäume (1) wurde dabei berücksichtigt. Er ist somit gegenstandslos geworden und wird abge­
schrieben. Ebenfalls als gegenstandslos abgeschrieben wird Antrag (2), da die Holzereiarbeiten 
vor dem 1. April erfolgt sind.
Unterschreitung des Waldabstands

Der angemessene Mindestabstand von Bauten zum Waldrand wird von den Kantonen vorge­
schrieben (Art. 17 WaG). Aus wichtigen Gründen kann nach Art. 17 Abs. 3 WaG die zuständige 
Behörde die Unterschreitung des Mindestabstands bewilligen.
Der Waldabstand wird bei einem kleinen Teil der Baustelle nicht eingehalten. Da die Walder­
haltung und Waldbewirtschaftung dadurch unter Einhaltung von Auflagen nicht zusätzlich be­
einträchtigt werden, die Standortgebundenheit unbestritten und das BAFU sowie der Kanton 
einverstanden sind, wird eine Unterschreitung des Waldabstands als zulässig beurteilt. Die An­
träge (13) und (14) des BAFU sind sachgerecht und werden gutgeheissen. Es ergehen die ent­
sprechenden Auflagen im Entscheid.
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Ausnahmebewilligung nach Art. 17 Abs. 3 WaG für 
die Unterschreitung des Waldabstands sind erfüllt und diese wird unter Auflagen erteilt.

C. Ergebnis
Nach erfolgter Prüfung kann festgehalten werden, dass das Vorhaben mit dem massgebenden 
materiellen und formellen Recht übereinstimmt und somit die Voraussetzungen für die Ertei­
lung der militärischen Plangenehmigung erfüllt sind.

III

und verfügt demnach:

1. Plangenehmigung
Das Vorhaben von armasuisse Immobilien, Projekt Mitholz, vom 24. Februar 2026, in Sachen
Gemeinde Kandergrund, ehemaliges Munitionslager Mitholz; Sicherheits- und Vorberei-
tungsmassnahmen – zusätzlicher Steinschlagschutzdamm Trafo (Projektanpassung)
mit den nachstehenden Unterlagen:

 Gesuchsdossier vom 24. Februar 2026
wird im Sinne der Erwägungen unter Auflagen genehmigt.
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2. Ausnahmebewilligung für die Unterschreitung des Waldabstands
Die Ausnahmebewilligung nach Art. 17 Abs. 3 WaG für die Unterschreitung des Waldabstands 
wird unter Auflagen erteilt.

3. Auflagen
a. Der Baubeginn, die voraussichtliche Dauer der Arbeiten sowie der Bauabschluss sind der 

Genehmigungsbehörde sowie der Gemeinde Kandergrund spätestens 1 Monat vor Beginn 
der Bauarbeiten schriftlich mitzuteilen. Die Genehmigungsbehörde behält sich eine Bau­
kontrolle vor.

b. Die Gesuchstellerin hat in einem Bericht festzuhalten, wie die hier verfügten Auflagen um­
gesetzt worden sind. Der Bericht ist der Genehmigungsbehörde unaufgefordert spätestens 
drei Monate nach Abschluss der Arbeiten einzureichen.

c. Nachträgliche Projektanpassungen sind der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. Sie ordnet 
bei wesentlichen Anpassungen ein neues Plangenehmigungsverfahren an.
Wald

d. Die Arbeiten im Zusammenhang mit den forstlichen Bauten und Anlagen sowie der Un­
terschreitung des Waldabstands haben unter grösstmöglicher Schonung des angrenzenden 
Waldareals (Baumbestand und Boden) zu erfolgen. Es ist insbesondere untersagt, darin 
Baubaracken zu errichten sowie Aushub, Fahrzeuge und Materialien aller Art zu deponie­
ren, auch für eine Zwischenlagerung. Der verbleibende Bestand ist gegen Schäden zu 
schützen.

e. Für die Umsetzung der forstlichen Bauten und Anlagen sowie der Unterschreitung des 
Waldabstands ist der kantonale Forstdienst einzubeziehen. Die Abholzungen haben sich 
auf das Notwendigste zu beschränken. Sämtliche Massnahmen haben unter Aufsicht und 
Anleitung des Forstdienstes zu erfolgen.

f. Unkontaminierter Boden ist, soweit möglich, möglichst vollständig abzutragen, separat 
zwischenzulagern und, soweit möglich, für Rekultivierungen von Aufforstungsflächen zu 
verwenden.

g. Innerhalb der beanspruchten Waldfläche und in unmittelbarer Umgebung müssen invasive 
Neophyten während des gesamten Vorhabens nach Weisungen der Abteilung Walderhal­
tung auf Kosten der Gesuchstellerin bekämpft werden. Die Gesuchstellerin hat die Flächen 
regelmässig (mindestens zweimal jährlich) zu kontrollieren.

h. Die temporär beanspruchte Waldfläche ist nach Abschluss der baulichen Massnahmen un­
ter Weisung und Anleitung des zuständigen Revierförsters mit standortgerechten Baum- 
und Straucharten aufzuforsten. Vor der Rekultivierung ist zusammen mit der Abteilung 
Walderhaltung Region Alpen zu prüfen, ob Waldboden von extern zugeführt werden muss.

i. Spätestens mit Abschluss des Gesamtprojekts (Räumung) ist der Steinschlagschutzdamm 
zurückzubauen und das Terrain anzugleichen.

4. Anträge des Kantons Bern
Die Anträge des Kantons werden gutgeheissen, soweit sie nicht ausdrücklich als gegenstandslos 
abgeschrieben werden.

5. Verfahrenskosten
Das materiell anwendbare Bundesrecht sieht keine Kostenpflicht vor. Es werden somit keine 
Verfahrenskosten erhoben.
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6. Eröffnung
Die vorliegende Verfügung wird gemäss Art. 30 MPV den Verfahrensbeteiligten eingeschrie­
ben zugestellt und im Bundesblatt angezeigt. Dem BAFU als betroffene Fachbehörde des Bun­
des wird der Entscheid per E-Mail mitgeteilt.

7. Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bundesverwaltungs-
gericht, Postfach, 9023 St. Gallen, Beschwerde geführt werden (Art. 130 Abs. 1 MG). Die 
Rechtsschrift enthält die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Beweismittel und die 
Unterschrift. Der angefochtene Entscheid und die Beweismittel sind beizulegen (vgl. Art. 52 
Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, VwVG; SR 172.021).

EIDG. DEPARTEMENT FÜR VERTEIDIGUNG,
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ UND SPORT
i.A. Der Chef Raum und Umwelt VBS

Bruno Locher

Eröffnung an:

 armasuisse Immobilien, Projekt Mitholz, Guisanplatz 1, 3003 Bern (per Kurier)
(Beilage: Gesuchsdossier mit gestempelten Planbeilagen) 

 Amt für Bevölkerungsschutz, Sport und Militär des Kantons Bern, Stab, Papiermühle­
strasse 17v, 3000 Bern 22 (R)

 Gemeinde Kandergrund, Innerkandergrund 89C, 3716 Kandergrund (R)

z. K. an (jeweils per E-Mail):

 BAFU, Sektion UVP und Raumordnung
 armasuisse Immobilien, SIP
 armasuisse Immobilien, UNS
 armasuisse Immobilien, FM
 Kantonale Vermessungsaufsicht
 Pro Natura (mailbox@pronatura.ch)
 Pro Natura, Sektion Berner Oberland
 WWF Schweiz (service@wwf.ch)

mailto:mailbox@pronatura.ch
mailto:service@wwf.ch
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